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Ort, Datum

Information/Absage nach § 16 NTVergG

Leistung

Vergabenummer

Ein Auftrag darf erst nach Ablauf der in § 16 Abs. 2 Niedersächsisches Tariftreue- und Vergabegesetz (NTVergG) genannten
Frist (15 Kalendertage nach Absendung der Information ) erteilt werden.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage

Wird die Information per Fax oder auf elektronischem Weg versendet, verkürzt sich die Frist auf 10 Kalendertage. Die Frist
beginnt am Tag nach der Absendung der Information durch den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen
Bieter und Bewerber kommt es nicht an.

*

Mein Zeichen (Bei Antwort angeben)

02
4_

22
6

01
.2

02
0

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom
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* § 16 NTVergG - Informations- und Wartepflicht
(1) Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, deren geschätzter Auftragswert den jeweiligen Schwellenwert gemäß § 106 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 GWB nicht erreicht, haben öffentliche
Auftraggeber die Unternehmen, deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, über den Namen des Unternehmens, auf dessen Angebot der Zuschlag erteilt werden soll, über die
Gründe der vorgesehenen Nichtberücksichtigung ihres Angebots und über die Wartefrist bis zur Zuschlagserteilung gemäß Absatz 2 in Textform zu informieren. Dies gilt entsprechend
auch für Unternehmen, denen keine Information über die Ablehnung ihrer Bewerbung im Teilnahmewettbewerb zur Verfügung gestellt wurde, bevor die Mitteilung über die
Zuschlagsentscheidung an die Unternehmen nach Satz 1 ergangen ist.
(2) Der Zuschlag darf frühestens 15 Kalendertage nach Absendung der Information nach Absatz 1 erteilt werden. Wird die Information auf elektronischem Weg oder durch Telefax
versendet, verkürzt sich die Frist auf zehn Kalendertage. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information durch den öffentlichen Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs
beim betroffenen Unternehmen kommt es nicht an
(3) Die Informationspflicht entfällt in Fällen besonderer Dringlichkeit. Im Fall verteidigungs- oder sicherheitsspezifischer Aufträge (§ 104 GWB) und aus Gründen der Geheimhaltung
können öffentliche Auftraggeber darauf verzichten, bestimmte Informationen über die vorgesehene Zuschlagserteilung mitzuteilen, wenn die Offenlegung den Gesetzesvollzug
behindern, dem öffentlichen Interesse, insbesondere Verteidigungs-, Sicherheits- oder Geheimhaltungsinteressen, zuwiderlaufen, berechtigte geschäftliche Interessen von
Unternehmen schädigen oder den lauteren Wettbewerb zwischen ihnen beeinträchtigen würde.

Angebot vom:

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit informiere ich Sie gemäß § 16 NTVergG, dass Ihr Angebot aus folgenden Gründen nicht berücksichtigt werden soll:

Maßnahme

Anlagen

Ich beabsichtige den Zuschlag zu erteilen

am (Datum)

auf das Angebot des Bieters
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